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ENTNAHME AUS DEM BETRIEBSVERMÖGEN

Abfindungsanspruch trotz Steuerlasten:  
Was bei Vermächtnissen schief laufen kann
von RA Michael Drasdo, Hüsch & Partner, Neuss

|  Werden im Rahmen der Gestaltung von Nachfolgeregelungen Verein­
barungen getroffen, die betrieblich genutzte Grundstücke betreffen, sollten 
die steuerrechtlichen Folgen für den Verpflichteten frühzeitig bedacht 
werden.  |

Sachverhalt
Die bereits verstorbenen Erblasser haben ihrem ältesten Sohn einen Hof 
übertragen. Der jüngere wird mit der Vereinbarung abgefunden, dass 
bestimmte der Hofanlage zuzurechnende Grundstücke ihm kostenfrei und 
unbelastet zu übertragen sind, wenn deren Bebauungsreife eingetreten ist. 
Nachdem dies der Fall ist, fordert dieser die Übertragung von seiner Schwä­
gerin, die den zwischenzeitlich verstorbenen Bruder beerbt hat. Diese wehrt 
sich gegen den Anspruch, weil die Entnahme aus dem Betriebsvermögen mit 
einer ihr nicht zumutbaren und durch den Hof nicht zu erwirtschaftenden 
Steuerlast von etwa 445.000 EUR verbunden ist.

Entscheidungsgründe
Das OLG Hamm als Landwirtschaftsgericht (8.12.16, 10 W 208/15, 192322) ver­
urteilt die Antragsgegnerin zur Herausgabe der Grundstücke. Die vertragli­
che Regelung sei eindeutig. Zweifel an der Wirksamkeit der Abreden bestän­
den nicht. Unerheblich sei, dass durch die Entnahme der Grundstücke aus 
dem Betriebsvermögen eine erhebliche Steuerlast entstehen werde. Dies sei 
bereits bei der Abfassung der Verträge erkennbar gewesen. Dennoch hätten 
die Vertragsschließenden keine dies berücksichtigen Abreden getroffen. 

Da die Grundstücke unentgeltlich und lastenfrei übertragen werden müssen, 
kommt auch eine Beteiligung des Antragstellers an der Steuerlast nicht in 
Betracht. Der Antragsgegnerin sei es auch unbenommen gewesen, entspre­
chende Rückstellungen in dem Zeitraum zu bilden, der bis zu der Bebau­
ungsreife abgelaufen ist. 

Anrechnen lasse, müsse sich der Antragsteller nur die von der Antragsgeg­
nerin unstreitig gezahlten Entwässerungsbeträge.

Relevanz für die Praxis
Nachfolgegestaltungen müssen immer unter steuerlichen Aspekten beur­
teilt werden. Insbesondere im Rahmen von Betriebsübertragungen ist 
besondere Vorsicht geboten, wenn letztlich Vermächtnisse oder Abfindungen 
aus diesem in der Form geleistet werden sollen, dass bestimmte Sachen aus 
diesem entnommen werden sollen. Dann ist nämlich die Differenz zwischen 
Verkehrswert und Buchwert als Gewinn zu versteuern.
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Insoweit sollte vorbeugend eine entsprechende Vorsorge getroffen werden, 
die statt der Übertragung und der damit verbundenen Entnahme unter genau 
zu definierenden Kriterien die Leistung eines Geldbetrages vorsieht. Zudem 
kann das Grundstück auch frühzeitig dem Betriebsvermögen entnommen 
werden, um eine geringere Steuerlast zu erreichen. 

Ob dann bereits eine Eigentumsübertragung erfolgen soll, ist gleichgültig, 
weil auch ohne diese eine Entnahme aus dem Betriebsvermögen möglich ist. 
Im Gegenzug könnte die Nutzbarkeit durch den Betriebsinhaber bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt vereinbart werden. Dies sollte insbesondere dann in 
Betracht gezogen werden, wenn – wie etwa mit einer Bebauungsreife – die 
Parteien mit Wertsteigerungen rechnen.

Beachten Sie  | Wäre damals vereinbart worden, dass die Grundstücke dem 
Betriebsvermögen zu entnehmen sind, durch den älteren Sohn im Zusammen-
hang mit der Bewirtschaftung des Hofs bis zum Eintritt der Bebauungsreife 
unentgeltlich genutzt werden dürfen und erst dann eine Übereignung erfolgen 
muss, wäre die Steuerlast ungleich geringer gewesen. Denn durch eine früh-
zeitige Entnahme wäre der Buchwert der Grundstücke höher und der Ver-
kehrswert, der durch die Baureife nochmals gestiegen ist, geringer gewesen. 
Die steuerlich relevante Differenz zwischen beiden Werten hätte sich damit 
minimieren lassen.

Andere Vereinbarung 
hätte erheblich 
Steuern gespart

MEDIZINISCHE SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN

Befangenheit: In diesen Fällen  
kann ein Gutachter abgelehnt werden

|  Gibt es berechtigte Gründe, kann ein Sachverständiger wegen Befangen-
heit abgelehnt werden. Allerdings ist zwischen gerichtlich eingeholten Gut-
achten und Privatgutachten zu unterscheiden. Denn Privatgutachter kön-
nen unter Druck geraten, auf frühere Auftraggeber Rücksicht zu nehmen. 
Das hat jetzt der BGH entschieden (10.1.17, VI ZB 31/16, Abruf-Nr. 191678).  |

Sachverhalt
Der Kläger verlangt Schadenersatz. Bei einer ihm eingesetzten Hüftgelenk-
prothese sei es zu einem übermäßigen Metallabrieb gekommen. Es sei zu 
einer Fehlstellung gekommen, dann habe sich die Prothese gelockert. Das 
LG ordnete ein schriftliches Gutachten zu der Beweisfrage eines erhöhten 
Metallabriebs und der Lebensdauer einer üblichen Hüftendoprothese an. Die 
Beklagte lehnte den benannten Sachverständigen wegen Besorgnis der 
Befangenheit ab. Dieser hatte in einem gleichgelagerten anderen Rechts-
streit gegen die Beklagte für den dortigen Kläger ein entgeltliches Privatgut-
achten über eine Prothese gleichen Typs erstellt. Sowohl das LG als auch das 
OLG sahen keinen ausreichenden Grund dafür, den Sachverständigen wegen 
Befangenheit abzulehnen. Der BGH hingegen schon und wies die Sache an 
das Beschwerdegericht zurück, damit es neu entscheidet. 
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